Deutscher Bundestag 
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Drucksache 743 


Sdiriftlidier Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Übereinkommen über die Geltend- 
machung von Unterhaltsansprüchen im Ausland 

— Drucksache 425 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Harm 


Der in der 30. Sitzung des Deutschen Bundestages | 
am 12. Juni 1958 an den Rechtsausschuß überwie- 
sene Gesetzentwurf wurde in der Sitzung des 
Rechtsausschusses vom 5. Dezember 1958 behandelt 
und einstimmig mit der vom Bundesrat vorgeschla- 
genen und von der Regierung gebilligten Ergän- 
zung dem Plenum des Deutschen Bundestages zur 
Annahme empfohlen. 

Mit dem Gesetzentwurf wird die Zustimmung zu 
dem von der Bundesrepublik Deutschland am 
20. Juni 1956 Unterzeichneten Übereinkommen über 
die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen im 
Ausland erbeten, das nach Artikel 59 Abs. 2 GG 
zustimmungsbedürftig ist. Das Übereinkommen er- 
leichtert die Geltendmachung von Unterhaltsansprü- 


I chen im Ausland in der Erlangung eines Schuld- 
titels, in der Vollstreckung solcher Schuldtitel und 
in der devisenrechtlichen Behandlung von Überwei- 
sungen auf Grund von Unterhaltstiteln. Die neuen 
Bestimmungen treten nicht an die Stelle bereits be- 
stehender Rechte, sondern eröffnen einen zusätz- 
lichen Rechtsweg. Sie entsprechen einem dringen- 
den Bedürfnis nach Rechtsschutz, weil es bisher 
sehr schwer war, Unterhaltsansprüche zu realisie- 
ren, wenn sich der Schuldner seinen Unterhalts- 
pflichten durch die Verlegung seines Wohnsitzes 
ins Ausland entzog. Solchen Tendenzen wird mit 
dem Gesetzentwurf ein wirksamer Riegel vorge- 
schoben, zumal bereits eine sehr große Zahl von 
Staaten das Übereinkommen gezeichnet hat. 


Bonn, den 11. Dezember 1958 

Dr. Harm 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 425 — in der aus 
der nachstehenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 9. Dezember 1958 

Der Rechtsausschuß 
Hoogen Dr. Harm 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen über die Geltendmachung 
von Unterhaltsansprüchen im Ausland 

— Drucksache 425 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Übereinkommen über die Geltendmachung 
von Unterhaltsansprüchen im Ausland 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


Artikel 1 

Dem von der Bundesrepublik Deutschland am 
20. Juni 1956 Unterzeichneten Übereinkommen über 
die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen im 
Ausland wird zugestimmt. Das Übereinkommen 
wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Der Berechtigte kann das Gesuclp mit dem ein 
Anspruch auf Gewährung von Unterhalt in dem 
Gebiet einer anderen Vertragspartei geltend ge- 
macht werden soll, bei dem Amtsgericht einreichen, 
in dessen Bezirk er seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat. Steht ein Berechtigter unter Vormundschaft, so 
soll das Gesuch bei dem für die Vormundschaft zu- 
ständigen Amtsgericht cingereicht werden. 

(2) Für die Tätigkeit der Amtsgerichte bei der 
Entgegennahme von Gesuchen der in Absatz 1 be- 
zeichneten Art werden Gebühren nicht erhoben. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Übereinkommen vom 20. Juni 1956 über die 
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen im 
Ausland 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Dem von der Bundesrepublik Deutschland am 
20. Juni 1956 in New York Unterzeichneten Über- 
einkommen über die Geltendmachung von Unter- 
haltsansprüchen im Ausland wird zugestimmt. Das 
Übereinkommen wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel la 

(1) Die Aufgaben der übermittlungsstellen im 
Sinne des Artikels 2 Abs. 1 des Übereinkommens 
nehmen die von den Landesregierungen bestimm- 
ten Stellen wahr. 

(2) Die Aufgaben der Empfangsstelle im Sinne 
des Artikels 2 Abs. 2 des Übereinkommens nimmt 
der Bundesminister der Justiz wahr. 

Artikel 2 
unverändert 


2 
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Entwurf Beschlüsse cit 

Artikels Ar 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern u n v ( 

das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 


Artikel4 Ar 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Arti- unv( 

kels 2 am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

Artikel 2 tritt gleichzeitig mit dem Übereinkommen 
über die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 
im Ausland in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen gemäß 
seinem Artikel 14 Abs. 2 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


^s 12. Ausschusses 

t i k e 1 3 
2 rändert 

t i k e 1 4 
2 r ä n d e r t 


3 



